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1. Verankerung im internationalen 
Recht und in internationalen Organisa-
tionen 
 
Das Recht auf Wohnen ist im Artikel 11.1 des In-
ternationalen Pakts über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte (in der Folge: WSK-Pakt) vom 
19. Dezember 1966 als Teil des Rechts auf einen 
angemessenen Lebensstandard wie folgt veran-
kert: 1 

 
Artikel 11  
(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht eines 
jeden auf einen angemessenen Lebensstandard 
für sich und seine Familie an, einschließlich aus-
reichender Ernährung, Bekleidung und Unter-
bringung2, sowie auf eine stetige Verbesserung 
der Lebensbedingungen. Die Vertragsstaaten un-
ternehmen geeignete Schritte, um die Verwirkli-
chung dieses Rechts zu gewährleisten, und erken-
nen zu diesem Zweck die entscheidende Bedeu-
tung einer internationalen, auf freier Zustim-
mung beruhenden Zusammenarbeit an. 
 
EeÉêîçêÜÉÄìåÖÉå= ìåÇ= båÇåçíÉ= ÇìêÅÜ= ÇÉå= ^ìíçê= ÇÉë=
c~Åí=pÜÉÉíëF=
 
Dem Recht auf Wohnen, das im Konsultations-
prozess zum Pakt als wichtiges Grundrecht stark 
thematisiert wurde, wurde in der Konvention also 
kein eigener Artikel zugestanden – auf Grund des 
starken Widerstandes einzelner (angelsächsischer) 
Länder. In den bindenden Vertragssprachen wird 
jetzt generell vom łoÉÅÜí= ~ìÑ= ~åÖÉãÉëëÉåÉë=
tçÜåÉå als Teil des Rechts auf einen angemesse-
nen Lebensstandard“ gesprochen (und nicht etwa 
von einer „ausreichenden Unterbringung“2). 

Nach der ersten Weltsiedlungskonferenz der UN 
in Vancouver (1976) wurde 1978 das UN Centre 
on Human Settlements (UNCHS) mit Sitz in Nairo-
bi ins Leben gerufen. Diese zunächst schwache, 
mit wenig Finanzmitteln ausgestattete und weitab 
von anderen UN-Institutionen gelegene Einrich-
tung wurde im Jahre 2002 durch die Resolution 
A/56/206 der UN-Generalversammlung schließlich 
als rk= e~Äáí~í= zu einem eigenständigen Pro-
gramm der UN. Der Aufgabenbereich von UN Ha-
bitat ist die Förderung einer sozial und ökologisch 
nachhaltigen Siedlungsentwicklung und die Ge-
währleistung angemessener Wohnbedingungen 
für alle, besonders für Benachteiligte und Arme in 
Stadt und Land. Auf zivilgesellschaftlicher Seite 
entstand parallel die Habitat International Coaliti-
on (HIC)3 als weltweites Bündnis von NGOs, Basis-
bewegungen und Fachleuten zur Förderung, Pro-
pagierung und Einforderung des Rechts auf Woh-
nen als des „Rechts aller auf einen Platz zum Le-
ben in Sicherheit, Frieden und Würde.“ ef` hat 
als Vertreterin der Zivilgesellschaft Beobachtersta-
tus bei der UN. 
Am 13. 12. 1991 formulierte das Komitee für die 
WSK-Rechte (CESCR) den ^ääÖÉãÉáåÉå=hçããÉåJ
í~ê= kêK= Q, unter dem Titel „Das Recht auf ange-
messenes Wohnen“4, in dem unter anderem die 
Eigenschaften und Komponenten einer „ange-
messenen Wohnung“ sowie die unmittelbaren 
und langfristigen staatlichen Pflichten zur Wah-
rung, zum Schutz und zur Verwirklichung dieses 
Rechts näher definiert sind. Als wesentliche Kom-
ponenten werden festgehalten: a. Rechtssicher-
heit der Wohnverhältnisse5 / b. Verfügbarkeit von 
sozialer und technischer Infrastruktur / c. Tragbare 
Kosten / d. Bewohnbarkeit / e. Zugänglichkeit, be-
sonders für benachteiligte Gruppen / f. Angemes-
sene Lage und / g. Kulturelle Angemessenheit.  
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Im Abschnitt 7 dieses Kommentars wird explizit 
betont, dass es nicht um das sprichwörtliche 
„Dach überm Kopf“ oder etwa eine provisorische 
Unterbringung gehe, sondern um „das oÉÅÜí=~ìÑ=
ÉáåÉå=mä~íòI=ìã= áå=páÅÜÉêÜÉáíI=cêáÉÇÉå=ìåÇ=tΩêÇÉ=
òì=äÉÄÉå“.6 
1992 ernannte die Menschenrechtskommission 
der UN den ersten „Sonderberichterstatter für  
angemessenes Wohnen als Bestandteil des Rechts 
auf einen angemessenen Lebensstandard“: 
Rajindar Sachar. Sein Mandat endete 1995. Dieser 
erste „rk=péÉÅá~ä=o~ééçêíÉìê“ gab entscheidende 
Impulse für den Vorbereitungsprozess der zweiten 
Weltsiedlungskonferenz (Habitat II) in Istanbul im 
Jahre 1996, in Zusammenarbeit u.a. mit der Habi-
tat International Coalition. Auf diesem „City 
Summit“ wurde die e~Äáí~í= ^ÖÉåÇ~7 verabschie-
det und von 171 beteiligten Regierungen als ver-
bindlich anerkannt. Die Agenda enthält 100 Ver-
pflichtungen, 600 Empfehlungen, einen klaren 
Bezug zum Menschenrecht auf Wohnen und prä-
zisiert die damit unmittelbar verbundene Verant-
wortung der Staaten. 
Am 20. Juli 1997 folgte der ^ääÖÉãÉáåÉ=hçããÉåJ
í~ê=kêK=T des CESCR (Komitee für die WSK-Rechte) 
zum Thema der Zwangsräumungen und unfreiwil-
ligen Umsiedlungen unter dem Titel ła~ë= oÉÅÜí=
~ìÑ= ~åÖÉãÉëëÉåÉë= tçÜåÉåW= wï~åÖëê®ìãìåJ
ÖÉåKÒ8=Auf dieses Thema war schon im Kommen-
tar Nr. 4, in der Agenda 21 und in der Habitat 
Agenda ausführlich Bezug genommen worden. In 
all diesen Dokumenten wird die grundsätzliche 
Unvereinbarkeit von Zwangsräumungen EÑçêÅÉÇ=
ÉîáÅíáçåëF mit den Menschenrechten festgestellt. 
Das CESCR sah jedoch aufgrund vieler Fälle solch 
ungesetzlicher Zwangsräumungen die Not-
wendigkeit, Klarheit zu schaffen über die beson-
deren Umstände, unter denen unfreiwillige Um-
siedlungen unabwendbar und rechtmäßig sein 
können sowie über staatliche Verpflichtungen im 
Vorfeld, bei der Durchführung und in Folge solch 
unfreiwilliger Umsiedlungen. 
Im Jahre 2000 wurde Miloon Kothari zum òïÉáíÉå=
łrk=péÉÅá~ä=o~ééçêíÉìê çå=~ÇÉèì~íÉ=ÜçìëáåÖ=~ë=~=
ÅçãéçåÉåí=çÑ= íÜÉ= êáÖÜí= íç=~å=~ÇÉèì~íÉ=ëí~åÇ~êÇ=
çÑ= äáîáåÖ” ernannt. Sein ursprünglich auf sechs 
Jahre ausgelegtes Mandat endet nach mehreren 
Verlängerungen Ende April 2008. Miloon Kothari 
gab dem Amt nicht nur durch fact finding- Einsät-
ze und seine sachkundigen Stellungnahmen (etwa 
zur Privatisierung staatlicher Dienste) weltweites 
Ansehen. In seiner Amtszeit wurde besonderes 
Gewicht gelegt auf den Bezug der Wohnrechte zu 
Frauenrechten.9 Ebenso wurden detaillierte Richt-
linien für entwicklungsbezogene unfreiwillige Um-
siedlungen erarbeitet, die den General Comment 
No. 7 fortschreiben.10 

Auf Miloon Kothari folgt ab Mai 2008 Raquel 
Rolnik, eine brasilianische Urbanistin. Sie wurde 
am 26.03.2008 vom UN Menschenrechtsrat als 
neue UN Rapporteuse ernannt. 
Zwei auf das Menschenrecht auf Wohnen spezia-
lisierte Institutionen sind weltweit tätig und erstel-
len auch jährliche Übersichten über Verletzungen 
des Rechts: 1. Das dem HIC- Verbund angehören-
de thematische Netzwerk ef`Jeiok (Housing and 
Land Rights Network; www.hlrn.org) mit Sitz in 
Kairo und einem asiatischen Regionalbüro in Delhi 
(dem auch Miloon Kothari angehört). 2. Das von 
Genf aus operierende Centre on Housing Rights 
and Evictions, `leob (www.cohre.org), mit Regi-
onalbüros in verschiedenen Kontinenten. 
 
 
2. Bezüge des Menschenrechts auf Woh-
nen zu anderen Rechten 
 
Mehrere menschenrechtliche Dokumente beinhal-
ten direkte Hinweise auf das Recht auf Wohnen11 
ohne jedoch die übergeordnete Bedeutung des 
Art. 11(1) des WSK-Paktes und des zugehörigen 
General Comment No. 4 in Frage zu stellen. Au-
ßerordentlich enge Bezüge des Rechts auf Woh-
nen bestehen zu den WSK-Rechten auf Gesund-
heit (General Comment 14 der CESCR), auf Was-
ser (General Comment 15 der CESCR) sowie auf 
eine lebenswürdige Umwelt. Besonders bedeut-
sam sind jedoch die Querbezüge des Rechts auf 
Wohnen zu den politisch-zivilen Menschenrech-
ten. Dies betrifft insbesondere den in der Allge-
meinen Menschenrechtserklärung festgelegten 
Schutz des Privatlebens, der Familie und des 
Heims gegen ungesetzliche und willkürliche Über-
griffe (Artikel 12), das Recht auf freie Wahl des 
Wohnsitzes (Artikel 13.1) sowie das Recht auf Be-
teiligung an Entscheidungsprozessen (Artikel 21, 
Abschnitte 1 und 3). 
Ein besonderer und teilweise konfliktbeladener 
Bezug besteht zwischen dem Menschenrecht auf 
Wohnen und dem Recht auf Eigentum (Artikel 
17). Einerseits beinhaltet das Recht auf Wohnen 
auch den Schutz bestehender Eigentumsrechte 
und die Komponente der rechtlichen Sicherung 
der Wohnverhältnisse (des Besitzes). Andererseits 
kommt die Verwirklichung des Rechts auf Woh-
nen vielfach mit Eigentumsrechten in Konflikt (et-
wa bei Besetzung von Land oder leerstehenden 
Gebäuden etc.) und ist oft nur möglich durch Ein-
schränkung von Eigentumsrechten anderer (etwa 
der Bodeneigentümer /des städtischen Groß-
grundbesitzes /der Investoren /der Vermieter etc.) 
im Sinne einer Sozialverantwortung des Eigen-
tums. 
 
 
 



3. Dynamisches Wachstum städtischer 
Slums und Millenniums - Entwicklungs-
ziele 
 
Nach Angaben des letzten Weltbevölkerungsbe-
richtes leben heute mehr als 1 Milliarde Menschen 
in Slums, unter oft extrem schlechten Wohnbe-
dingungen, ohne die elementare Infrastruktur und 
mit vielen ökologischen und sozialen Mängeln. 
Mehr als 100 Millionen Menschen sind obdachlos. 
Im Widerspruch zu den Millenniums-
Entwicklungszielen ist die Zahl der Slumbewoh-
ner/innen, Obdachlosen und schlecht Behausten 
auch weiterhin stark steigend. Das rapide Wachs-
tum der Städte in Asien, Afrika und Lateinameri-
ka, die steigende Verarmung sowie die vielen 
Ländern auferlegten Sparmaßnahmen in den So-
zialhaushalten lassen die Zukunftsperspektiven 
düster erscheinen, d.h. die Probleme werden qua-
litativ und quantitativ zunehmen. Für das Jahr 
2030 wird eine Verdoppelung der Slumbevölke-
rung auf weltweit insgesamt 2 Milliarden Men-
schen befürchtet. Das Wachstum der Weltbevöl-
kerung in den nächsten Jahrzehnten wird sich also 
zum allergrößten Teil im Wachstum städtischer 
Slums niederschlagen und bisher ist wenig sicht-
bar, was diese Tendenz verändern könnte. 
 
Das Millenniums-Entwicklungsziel 11 E“í~êÖÉí=
NN“F, dem 8. Oberziel „ökologische Nach-
haltigkeit“ E“Öç~ä=UW= båëìêÉ=ÉåîáêçåãÉåí~ä= ëìëí~áJ
å~ÄáäáíóÒF unterstellt, strebt eine Verbesserung der 
Lebensbedingungen von (gerade einmal) 100 Mil-
lionen Slumbewohner/inne/n bis zum Jahr 2020 
an – nicht etwa bis 2015, wie bei allen anderen 
Zielen. Angesichts von derzeit ca. 1 Milliarde in 
Slums lebenden Menschen und in Relation zur er-
wähnten Wachstumstendenz städtischer Armuts-
siedlungen ist dies völlig unzureichend und zeigt, 
dass dieser Problematik erstens keine Priorität bei-
gemessen wird und dass zweitens menschenrecht-
liche Gesichtspunkte hier vollkommen ausgeblen-
det sind. Auch Rechtssicherheit als Indikator für 
solch eine Verbesserung ist für sich allein fehllei-
tend. Sowohl UN Habitat als auch HIC setzen sich 
daher für eine grundlegende Revision und Ergän-
zung dieses Entwicklungsziels ein. 
 
 
4. Verletzung menschenrechtlicher 
staatlicher Verpflichtungen durch unter-
lassene Maßnahmen zur Ermöglichung 
einer graduellen Verwirklichung des 
Rechts für alle 
 
Das Menschenrecht auf angemessenes Wohnen 
wird weltweit allein schon durch mangelnde staat-
liche Maßnahmen zu einer kontinuierlichen nach-

haltigen Verbesserung der Wohn- und Lebensbe-
dingungen – etwa in städtischen Elendsvierteln - 
andauernd und millionenfach verletzt. Zwischen 
den in Artikel 11.1 sowie dem General Comment 
4 festgelegten Standards und der Realität in vielen 
Teilen der Welt klafft eine riesige Lücke. Auch der 
explizit im WSK-Rechte Pakt aufgeführten (Mit-
)Verantwortung der Entwicklungszusammenarbeit 
für solche Verbesserungen wird meist nur unzu-
reichend nachgekommen. Auch in den Industrie-
ländern des Nordens werden menschenrechtliche 
Verpflichtungen oft vernachlässigt. Diese können 
sich sowohl auf die Wohnlage einzelner Gruppen 
(Migrant/inn/en, Obdachlose, Roma etc.) bezie-
hen, als etwa auch auf die Pflicht zur Verfügungs-
stellung oder Bewahrung preisgünstiger kommu-
naler Mietwohnungen, wenn die Umsetzung des 
Rechts für einzelne Bevölkerungsgruppen anders 
nicht zu gewährleisten ist. Es geht, im Wider-
spruch zu herkömmlichen wohnungspolitischen 
Prioritäten, dabei nicht primär um eine Förderung 
von Wohneigentum. 
Eine Verletzung des Menschenrechts auf Wohnen 
ist also nicht– wie oft angenommen wird – alleine 
bei gewaltsamen Vertreibungen, beim Abriss von 
Slums oder im Falle der Zwangsräumung von Mie-
tern gegeben, sondern auch bei einer passiven 
Hinnahme der diskriminierenden Wohn- und Le-
bensbedingungen für große Teile der Bevölkerung 
weltweit, sei es in städtischen Ballungsräumen, in 
den schnellwachsenden Klein- und Mittelstädten 
oder den meist nur schlecht versorgten Dörfern. 
Menschenrechtlich gefordert sind nicht nur dem 
Staatshaushalt und der Problemlage angemessene 
Budgets (evtl. auch in Kombination mit der bi- 
und multilateralen EZ), die für geeignete Förder-
maßnahmen – etwa zur Slumaufwertung, zur 
Vergabe zinsgünstiger Kredite oder als Zuschüsse 
für Baumaßnahmen – zur Verfügung stehen müs-
sen. Gefordert ist auch eine gründliche Be-
standsaufnahme der Wohnsituation aller Bevölke-
rungsgruppen und die partizipative Erstellung 
kurz- und langfristiger Planungen zur Überwin-
dung der konkreten Wohnnotlagen. 

 
 
5. Verletzung des Menschenrechts durch 
Zwangsräumungen und Umsiedlungen 
 
Bereits die ständig bestehende Gefahr einer dro-
henden Zwangsräumung oder unfreiwilligen Um-
siedlung verletzt das Menschenrecht von Bewoh-
ner/innen der Elends- und Armenvierteln auf ei-
nen „Platz, um in Sicherheit, Frieden und Würde 
zu leben“. Diese latente Bedrohung wird unter-
strichen dadurch, dass Anzahl und Ausmaß un-
freiwilliger Umsiedlungen oder Zwangsräumun-
gen und damit die Vertreibung einkommens-



schwacher Familien aus Städten in den letzten 
Jahren dramatisch zugenommen haben. Vertrei-
bungen finden vor allem in den boomenden Städ-
ten Asiens statt, aber zunehmend auch in Afrika 
und in anderen Teilen der Welt. Allein die vom 
Genfer `ÉåíêÉ= çå= eçìëáåÖ= oáÖÜíë= ~åÇ= bîáÅíáçåë 
(COHRE) dokumentierte Zahl der in den Jahren 
2003 bis 2006 weltweit durch solche Prozesse 
Vertriebenen lag bei ca. 5,5 Mio. Personen, davon 
etwa 3,5 Mio. in Asien und 1,9 Mio. in Afrika. Die 
Dunkelziffer ist jedoch sehr hoch. Was in kleine-
ren Städten passiert, wird oft überhaupt nicht er-
fasst. Viele Millionen Menschen müssen damit 
rechnen, in Kürze gegen ihren Willen von ihrem 
derzeitigen Wohnsitz verjagt zu werden und leben 
in ständiger Furcht davor. 
Zwar sind entsprechend der Menschenrechtspakte 
alle Regierungen aufgefordert, Zwangs-
vertreibungen zu verhindern und vor allem selbst 
nicht durchzuführen. Das Recht auf Wohnen und 
ein Schutz vor gewaltsamen Räumungen sind zu-
dem in vielen nationalen Verfassungen verankert. 
Diese Bestimmungen greifen jedoch gerade in in-
nenstadtnahen Wohngebieten oft nicht. Im Vor-
dergrund stehen hier Landinteressen privater In-
vestoren, die vielfach durch Politiker und Behör-
den unterstützt werden. Oft steht dies auch im 
Kontext schnell realisierter, vordergründiger Ver-
schönerungsaktionen anlässlich von Großereignis-
sen wie Olympiaden, Fußballweltmeisterschaften 
oder internationalen Regierungskonferenzen. 
Ebenso bedeutsam sind Vertreibungen im Kontext 
regionaler sowie innerstaatlicher Konflikte, etwa 
in Gebieten mit ethnischen Minderheiten oder bei 
indigenen Gruppen.  
In den letzten Jahren nehmen zunehmend globale 
Prozesse Einfluss auf die Dynamik von Räumun-
gen und Zwangsumsiedlungen, vor allem durch 
die Tätigkeit internationaler Konsortien, welche 
Großprojekte entwickeln oder durch die Vergabe 
internationaler Kredite, z.B. der Weltbank, für 
ehrgeizige Entwicklungsmaßnahmen. Zwangsum-
siedlungen und Vertreibungen werden also ver-
mehrt „von außen“ mitverantwortet und gesteu-
ert. Dies ist besonders der Fall bei Staudammpro-
jekten, durch die zahlreiche Dörfer und Kleinstäd-
te geflutet werden, wie jüngst etwa im Sudan o-
der in Mexiko. 
Für das Vorgehen bei nicht vermeidbaren unfrei-
willigen Umsiedlungen gibt es rechtlich ver-
bindliche Richtlinien nicht nur der UN-
Menschenrechtskommission (gründliche Prüfung 
der Notwendigkeit oder Vermeidbarkeit, Informa-
tionspflicht, Partizipationspflicht, Sicherung an-
gemessener Alternativen und Entschädigungen 
vor der Umsiedlung, keine Gewalt etc.), sondern 
auch der Weltbank und der kontinentalen Ent-
wicklungsbanken. Diese Bestimmungen werden 
jedoch in der Regel nicht oder nur formal beach-
tet. Vielfach wird bei Zwangsräumungen mit gro-

ßer Brutalität vorgegangen. Besitztümer werden 
zerstört oder geraubt; oft kommt es zu Verletzten 
oder gar Toten. Nur in Einzelfällen sind Entschädi-
gungszahlungen durchsetzbar und diese decken 
Verluste nur zum kleinen Teil. Neben der Zerstö-
rung ihres Besitzes ist für die Leute vor allem der 
Verlust des sozialen Umfeldes katastrophal. 
 
 
6. Menschenrecht auf Wohnen und 
Ausgrenzung der Armen 
 
Viele der heutigen großen Städte sind stark segre-
giert und verweisen die Armen in Randbereiche 
oder auf unattraktive Standorte mit schlechten 
Umweltqualitäten und anderen Nachteilen. Beste-
hende Armensiedlungen auf innerstädtischem 
Boden und jetzt als „prime land“ gewerteten Flä-
chen sind stark von Vertreibung bedroht. Dabei 
könnten dort gelegene Siedlungen der Armen ja 
durchaus auch verbessert, verschönert und in die 
Stadt integriert werden. Das Thema Armut ist in 
den meisten Entwicklungsplänen jedoch völlig 
ausgeklammert. Viele Verwaltungen verfolgen die 
Idee, eine schöne Stadt dürfe keine „elenden 
Wohngebiete“ haben und zerstören allein aus 
diesem Grund die Existenzgrundlage tausender 
Menschen. Teils werden auch ökologische Argu-
mente vorgeschoben, wo es eher darum geht, die 
Armen auf Distanz zu wohlhabenden und reprä-
sentativen Stadtvierteln zu halten. Die Tendenz, 
sichtbare Armut aus dem Stadtbild zu verbannen, 
führt auch zur Zerstörung von Märkten oder zum 
Verbot von Transportmitteln der Armen, wie etwa 
der Fahrradrikschas. 
Werden bei unfreiwilligen Umsiedlungen Alterna-
tivgrundstücke gestellt, sind diese in vielen Fällen 
sehr weit entfernt von der Innenstadt, meist mehr 
als 20 km, in Einzelfällen bis zu 60 km vom Stadt-
zentrum. Immer mehr werden damit die Armen 
aus reicher werdenden Städten ausgegrenzt, nach 
außen vertrieben – eine weltweit zunehmende so-
ziale Apartheid. Die im General Comment No. 4 
festgelegte Komponente f. “Angemessene Lage“ 
als elementarer Bestandteil einer angemessenen 
Wohnung könnte ein wichtiger Bezugspunkt sein 
für verstärkte Lobby- und Advocacy-Arbeit zur 
Abwehr dieser Tendenz. 
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1 Übersetzung aus der Veröffentlichung des WSK-Rechte-Paktes im Bundesgesetzblatt, Bonn 1976. 
2 Die für die Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt vorgenommene Übersetzung weist erhebliche Mängel auf. Die Begriffe ł~ìëêÉáJ
ÅÜÉåÇÉê“ statt ł~åÖÉãÉëëÉåÉê“ sowie łKKK=ìåÇ=råíÉêÄêáåÖìåÖ“ statt łKKK=tçÜåìåÖ“, ohne einen klaren Bezug des ł~ìëêÉáÅÜÉåÇ“ zur 
łråíÉêÄêáåÖìåÖ“ in der entscheidenden Passage sind irreführend. Bindend sind die in den UN Sprachen verfassten Versionen des 
Textes. In der offiziellen englischen Fassung steht “KKK=~ÇÉèì~íÉ=ÑççÇI=ÅäçíÜáåÖ=~åÇ=ÜçìëáåÖÒ (also keineswegs “ëìÑÑáÅáÉåíÒ=“~åÇ=ëÜÉäJ
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Â=KKKìåÉ=åçìêêáíìêÉI=ìå= îÆíÉãÉåí=Éí=ìå= äçÖÉãÉåí= ëìÑÑáë~åíë=Ê, oder in der spanischen Version “KKK= ~äáãÉåí~ÅáµåI= îÉëíáÇç= ó= îáîáÉåÇ~=
~ÇÉÅì~ÇçëÒ. Korrekt müsste es also heißen łKKKÉáåëÅÜäáÉ≈äáÅÜ=~åÖÉãÉëëÉåÉê=bêå®ÜêìåÖI=_ÉâäÉáÇìåÖ=ìåÇ=tçÜåìåÖI=KKK“ 
3 Das HIC- Netzwerk <www.hic-net.org> hat derzeit etwa 250 aktive Mitgliedsorganisationen weltweit mit regionalen Koordinati-
onsstellen in Asien, Afrika, Lateinamerika, Nordamerika, dem Nahen Osten und Europa, jedoch einer starker Konzentration der akti-
ven Mitgliedsorganisationen und der Netzwerkaktivitäten auf Lateinamerika. In Asien existiert parallel dazu die Asian Coalition of 
Housing Rights (ACHR) als eigenes regionales Netzwerk mit nur punktuellen Bezügen zu HIC. 
4 CESCR (1992) dÉåÉê~ä=ÅçããÉåí=QK qÜÉ=êáÖÜí=íç=~ÇÉèì~íÉ=ÜçìëáåÖ=E~êíK=NN=ENF=çÑ=íÜÉ=`çîÉå~åíFI=Geneva, Sixth Session of CESCR 
1991, contained in document E/1992/23. 
5 In der englischen Fassung heißt dies “security of tenure“, nicht etwa: „Sicherheit des Eigentums“! 
6 “få=íÜÉ=`çããáííÉÉDë=îáÉïI=íÜÉ=êáÖÜí=íç=ÜçìëáåÖ=ëÜçìäÇ=åçí=ÄÉ=áåíÉêéêÉíÉÇ=áå=~=å~êêçï=çê=êÉëíêáÅíáîÉ=ëÉåëÉ=ïÜáÅÜ=Éèì~íÉë=áí=ïáíÜI=Ñçê=
Éñ~ãéäÉI=íÜÉ=ëÜÉäíÉê=éêçîáÇÉÇ=Äó=ãÉêÉäó=Ü~îáåÖ=~=êççÑ=çîÉê=çåÉDë=ÜÉ~Ç=çê=îáÉïë=ëÜÉäíÉê=ÉñÅäìëáîÉäó=~ë=~=ÅçããçÇáíóK=o~íÜÉê=áí=ëÜçìäÇ=
ÄÉ=ëÉÉå=~ë=íÜÉ=êáÖÜí=íç=äáîÉ=ëçãÉïÜÉêÉ=áå=ëÉÅìêáíóI=éÉ~ÅÉ=~åÇ=ÇáÖåáíóK=Á=Ò CESCR (1992), Abschnitt 7, Seite 2. 
7 UN Habitat (1976) “qÜÉ=e~Äáí~í=^ÖÉåÇ~WKKK“=<www.unhabitat.org/declarations/habitat_agenda.htm> 

8 CESCR (1998) dÉåÉê~ä=ÅçããÉåí=T qÜÉ=êáÖÜí=íç=~ÇÉèì~íÉ=ÜçìëáåÖ=E~êíK=NNKN=çÑ=íÜÉ=`çîÉå~åíFW=ÑçêÅÉÇ=ÉîáÅíáçåëI=Geneva, Sixteenth 
Session of CESCR 1997, contained in document E/1998/22, Annex IV. 
9 Siehe vor allem die UN Dokumente E/CN.4/2003/55, E/CN.4/2005/43 und E/CN.4/2006/118. 
10 “_~ëáÅ=éêáåÅáéäÉë=~åÇ=ÖìáÇÉäáåÉë=çå=ÇÉîÉäçéãÉåí=Ä~ëÉÇ=ÉîáÅíáçåë=C=Çáëéä~ÅÉãÉåíëÒ E/CN.4/2006/41. 
11 Article 25 (1) of the Universal Declaration on Human Rights /article 5 (e) (iii) of the International Convention on the Elimination of 
All Forms of Racial Discrimination /article 14 (2) of the Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination against Women 
/article 27 (3) of the Convention on the Rights of the Child /article 10 of the Declaration on Social Progress and Development 
/section III (8) of the Vancouver Declaration on Human Settlements, 1976 / article 8 (1) of the Declaration on the Right to Develop-
ment /the ILO Recommendation Concerning Workers' Housing, 1961 (No. 115), etc.  
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